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Teil A: Begründung 

 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Um die Nachfrage nach geeigneten Gewerbeflächen zu decken, zugleich eine geordnete städtebauliche 

Entwicklung und die Erschließung von der Dachauer Straße aus sicherzustellen, soll für das Gebiet nörd-

lich der Dachauer Straße ein Bebauungsplan aufgestellt werden. Der bislang auf der Fläche vorhandene 

Reiterhof wurde aufgegeben und die Fläche weiterverkauft. Der neue Eigentümer hat bezüglich der Be-

bauung und der Nutzung des Grundstücks seine Vorstellungen eingebracht. Hierfür soll, in Anlehnung an 

die Nutzungsverteilung des nördlich angrenzenden Bebauungsplans Nr. 135, ein Industriegebiet entste-

hen (vgl. Ziffer 3. und 4.). 

Am 28.04.2020 beschloss der Stadtrat der Stadt Erding die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 238 für 

das Gebiet nördlich der Dachauer Straße und die Änderung des Flächennutzungsplans für diesen Be-

reich. Mit der Konkretisierung des Vorhabens wurde es notwendig, den Geltungsbereich des Bebauungs-

planes Nr. 238 mit Beschluss des Stadtrats vom 22.02.2021 zu erweitern.  

Durch die Änderung des Geltungsbereiches soll die Erschließung des Gebietes von der Dachauer Straße 

gesichert werden. Gleichzeitig soll mit der Neuaufstellung des Bebauungsplans das Angebot einer durch-

gehenden Fuß- und Radverbindung im Zusammenhang mit einer Eingrünung des Gebiets im Sinne der 

gesamtstädtischen Leitkonzeption des „Grünen Rings“ ermöglicht werden. 

Ebenso soll für die notwendige Änderung des Flächennutzungsplans, welcher für das Gebiet bislang eine 

Sonderbaufläche „Reiterhof“ vorgesehen hat, der Umgriff entsprechend angepasst werden. 

 Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich im Westen des Stadtgebietes Erding, am Rande des Gewerbegebiets West 

ca. 2,4 km vom Zentrum entfernt gelegen.  

Der Geltungsbereich umfasst vollumfänglich die Flurstücke mit den Nrn. 1827, 1833/1, 1829/1, 1843, 

1843/1, 1743/41, 1743/3, 1743/10, 1743/16, 1743/17 und 1743/18 in der Gemarkung Altenerding.  

Darüber hinaus befinden sich teilweise die Flurstücke mit den Nrn. 1824, 1825/9, 1682 (Dachauer Straße) 

und 1743/48 im Geltungsbereich. Die Größe des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 238 beträgt 

insgesamt 58.160 m² oder ca. 5,82 ha.  

Der Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines Geltungsbereichs den rechtsverbindlichen Bebauungsplan 

Nr. 135 und dessen 1. bis 4. Änderung sowie den rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 137. Die nicht 

überlagerten Teile der vorgenannten Bebauungspläne verbleiben unberührt in ihren bisherigen Festlegun-

gen. 

 Flächennutzungsplan 

Für die Stadt Erding liegt in der Fassung vom 03.03.2020 ein mit der Bekanntmachung am 17.03.2020 

wirksamer Flächennutzungsplan vor. Dieser stellt für das Plangebiet ein Sondergebiet „Reiterhof“ umge-

ben von großzügigen Grünflächen dar. Nördlich, östlich und südlich des Plangebietes sind die Gewerbe-

gebietsflächen des Gewerbegebiets West gelegen. Nördlich zum Siedlungsrand hin sind diese als Indust-

riegebiet ausgewiesen. Westlich befindet sich in ca. 100 m Entfernung die Grenze zur Gemeinde Ober-

ding. Im Flächennutzungsplan wird die Dachauer Straße als „überörtliche Hauptverkehrsstraße vorhan-

den“ mit „überörtliche Wege und örtliche Hauptwege: wichtige Fuß- und Radwegeverbindungen“ sowie 

straßenbegleitendem Grün dargestellt. 
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In der im parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans nach § 8 Abs. 3 BauGB im Verfahren befindlichen 

2. Änderung des Flächennutzungsplans werden die Flächenausweisungen entsprechend den Planungs-

zielen angepasst. Es wird eine gewerbliche Baufläche (GI) dargestellt, welche ebenfalls von Grün umge-

ben ist. Der in der Dachauer Straße vorhandene Kreisverkehr wird in die Plandarstellung übernommen. 

  

Abbildung 1: Ausschnitt Flächennutzungsplan,  Abbildung 2: Zweite Änderung des Flächennutzungsplans,  
in der Fassung vom 03.03.2020 Entwurf, in der Fassung vom 11.05.2023 

 Erläuterung der Inhalte des Bebauungsplans 

 Art der baulichen Nutzung 

Im Bebauungsplan wird als Gebietsart ein Industriegebiet (GI) nach § 9 der Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) festgesetzt. Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben. 

Und zwar vorwiegend solchen, die in anderen Baugebieten nicht möglich sind. Die Flächenausweisung 

führt die bereits im nördlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 135 begonnene Gliederung und Festlegung 

von Industriegebieten zum westlichen Ortsrand fort. 

Im Baugebiet sind Lagerplätze als selbständige Anlagen, wie beispielsweise für Schrott, Heizmaterial, Ab-

fälle oder Autowracks, nicht zulässig, da sie aus stadtgestalterischen Gründen dem angestrebten städte-

baulichen Ziel nicht entsprechen. 

Einzelhandelsbetriebe sind nur dann zulässig, wenn sie in einem unmittelbaren räumlichen und betriebli-

chen Zusammenhang mit einem Handwerks-, Industrie- oder anderen Gewerbebetrieb stehen, und eine 

Verkaufsfläche von 300 m² je Betrieb nicht überschritten wird. Von der Hauptnutzung isolierter Einzelhan-

del ist nicht zugelassen. Ziel ist es, einen von der Hauptnutzung deutlich untergeordneten Werksverkauf in 

einem Ladengeschäft zu ermöglichen. 

 Maß der baulichen Nutzung 

Für das Industriegebiet ergibt sich das Maß der baulichen Nutzung aus der Grundflächenzahl (GRZ) und 

den Festsetzungen zur Wandhöhe (WH) als Höchstmaß, die differenziert in der Planzeichnung eingetra-

gen sind. Die Festsetzung der Wandhöhe beschränkt die räumlich wirksame Höhe der Bauwerke auf das 

für die Nutzung erforderliche Maß. Die Grundflächenzahl bestimmt die Dichte der Nutzung sowie die 

Größe der versiegelten Flächen. 
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Die Wandhöhe (WH) ist bei Gebäuden das Maß zwischen Höhenbezugspunkt und oberem Abschluss der 

Wand. Bei technisch bedingten Dachaufbauten und Technikanlagen ist diese der höchste Punkt der Kon-

struktion. Diese Differenzierung ist aufgrund der unterschiedlichen technischen Dachaufbauten erforder-

lich. Eigene Höhenfestlegungen gewährleisten deren Realisierung. Ein Überschreiten der Höhen durch 

diese ist nicht vorgesehen. 

Die Definition der erforderlichen Höhenbezüge folgt dem § 18 Abs. 1 der BauNVO. Daher beziehen sich 

die Höhenfestlegungen eindeutig auf die fertige Höhe der vorhandenen Verkehrsfläche an dem in der 

Planzeichnung festgelegten und zugeordneten Höhenbezugspunkt (465,09 m ü. NHN). 

Eine Überschreitung der festgesetzten GRZ durch die in § 19 Abs. 4 der Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) bezeichneten Anlagen (Garagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen und Tief-

garagen) ist bis zu einer GRZ von 0,8 möglich. Dies betrifft insbesondere die umfänglichen Rangier- und 

Aufstellflächen, durch die eine insgesamt hohe Ausnutzung erreicht wird. So wird gewährleistet, dass 

diese im benötigten Umfang möglich sind, jedoch ein Anteil von 20% der Baugrundstücke als Grünfläche 

verbleibt. Diese verbleibende Fläche wurde auch als private Grünfläche festgesetzt, um eine Eingrünung 

des Baugebiets zu gewährleisten. 

Damit durch diese Festlegung keine Einschränkung der Ausnutzung der Baugrundstücke erfolgt, wurde 

festgesetzt, dass zur Ermittlung der Fläche des Baugrundstücks im Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO die 

festgesetzten privaten Grünflächen mit einzubeziehen sind (80% zu 20%). 

 Überbaubare Grundstücksflächen 

Im Plangebiet werden die für Gebäude überbaubaren Grundstücksflächen (das sog. Baufenster) durch 

Baugrenzen festgesetzt. Grundsätzlich dürfen Baugrenzen von Gebäuden und Gebäudeteilen nicht über-

schritten werden. Nach § 23 Abs. 2 und 3 BauNVO kann ein Vortreten von Gebäudeteilen über die festge-

setzten Baugrenzen in geringfügigem Ausmaß zugelassen werden. 

Innerhalb des Baufensters werden unterschiedliche Wandhöhen festgelegt. Diese sind durch das Planzei-

chen: „Abgrenzung unterschiedlicher Höhenentwicklung“ und den jeweiligen Eintrag der zulässigen Höhe 

gekennzeichnet. 

Die im Plan als „variabel“ gekennzeichneten Bereiche unterschiedlicher Höhenentwicklung dürfen unter 

Beibehaltung ihrer Flächengröße um bis zu 3,0 m in jeweils eine Richtung verschoben werden. Diese 

Festlegung soll es ermöglichen, sofern nachweislich technisch konstruktive Gründe dies erfordern, die 

technischen Aufbauten an anderer Stelle anzuordnen. Damit soll aber grundsätzlich keine Veränderung 

der zur Verfügung stehenden Fläche verbunden sein. 

 Verkehrsflächen und Erschließung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden öffentliche Verkehrsflächen entsprechend des Planein-

trages festgesetzt.  

Die festgesetzte Straßenverkehrsfläche umfasst die Dachauer Straße im Bestand und den das Baugebiet 

erschließenden Kreisverkehr. Der Kreisverkehr ist für die im Baugebiet zukünftig vorgesehene Bebauung 

so umzubauen, dass der nördlich in das Gebiet ragende Arm nach Nordosten gedreht wird. Böschungen 

und grüne Verkehrsinseln werden als Verkehrsgrün festgelegt. 

Ein- und Ausfahrten von der Straßenverkehrsfläche zum Industriegebiet (GI) sind entlang der Dachauer 

Straße nur innerhalb des im Plangebiet gekennzeichneten Bereichs zugelassen. Dieser entspricht der ge-

planten Erschließung vom Kreisverkehr zum Baugebiet und der Stelle, an der die Straßenverkehrsfläche 

unmittelbar an das Industriegebiet angrenzt. Andere umliegende Baugebiete benachbarter Bebauungs-

pläne bleiben von der Festsetzung ausgenommen. 
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Die als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit „F+R“ bezeichneten Flächen sichern wichtige 

Wegeverbindungen und dienen vorrangig dem Fuß- und Radverkehr. Mit der Festlegung der Verkehrsflä-

chen für den Fuß- und Radverkehr wird zum einen eine neue Wegeführung durchgängig nach Süden am 

östlichen Rand zur Dachauer Straße für die Öffentlichkeit gesichert. Ebenfalls gesichert wird durch die 

Neuplanungen ein bisher sowohl von Fußgängern und Radfahrern als auch von landwirtschaftlichen Fahr-

zeugen genutzter Weg, der zukünftig die Erschließung der westlich gelegenen landwirtschaftlichen Grund-

stücke als eine öffentliche Verbindung zum Wegeflurstück Nr. 1743 /38 sichert und das Flurstück dadurch 

an das öffentliche Wegenetz anbindet. So wird sichergestellt, dass die landwirtschaftlichen Flächen auch 

weiterhin erreichbar sind. 

 Flächen für Stellplätze und Garagen 

Die Anzahl der erforderlichen PKW-Stellplätze ist nach der Stellplatzsatzung der Stadt Erding in der je-

weils gültigen Fassung zu ermitteln. Diese Stellplätze sind nach den Regelungen der Satzung zu gestal-

ten. Ebenso sind bei der Errichtung von baulichen Anlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Fahrradstellplätze in ausreichender Zahl und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit bereitzustellen. 

Stellplätze und Garagen sind innerhalb der Baufläche des Industriegebiets nach § 12 BauNVO allgemein 

zulässig. Es ist vorgesehen ein Parkhaus für Mitarbeiter zu errichten, welches in dem im Westen des Plan-

gebiets gelegenen Baufenster untergebracht werden soll. 

 Grünordnerische Festsetzungen 

Die Festsetzungen zur Grünordnung haben zum Ziel, mögliche negative Auswirkungen des Vorhabens zu 

minimieren bzw. zu kompensieren und die Gebäude und notwendigen Verkehrsflächen stadt- und land-

schaftsräumlich einzubinden.  

Die durch Planzeichen und Text festgesetzten privaten und öffentlichen Grünflächen, die Flächen zum An-

pflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und das Verkehrsgrün sind mit Laubbäu-

men und Sträuchern zu bepflanzen, durch Ansaat zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Diese Fest-

setzung gewährleistet eine dauerhafte Eingrünung.  

Die in der Planzeichnung als „zu erhalten“ festgesetzten Einzelbäume und Gehölze sind in ihrem Bestand 

zu sichern, artentsprechend zu pflegen und bei Absterben artengleich zu ersetzen. Die Mindestpflanzqua-

lität für Baum- und Strauchpflanzungen sind der Ziffer II 5.6 zu entnehmen. 

Um die Durchgrünung auch in den nicht überbauten Grundstücksflächen zu gewährleisten, sind die nicht 

überbauten Flächen der Grundstücke mit Laubbäumen und Sträuchern zu bepflanzen, durch Ansaat zu 

begrünen und gärtnerisch zu gestalten, soweit sie nicht als Geh- und Fahrflächen, Stellplätze oder Lager-

flächen dienen.  

Bei Reihenpflanzungen vor allem entlang der Dachauer Straße ist jeweils einheitlich eine Baumart zu ver-

wenden, um eine einheitliche Raumwirkung und Durchgrünung zu gewährleisten. 

Die durch Planzeichen festgesetzten Baumpflanzungen können in ihrem Standort geringfügig in jede Rich-

tung variieren, wenn hierfür planerische Notwendigkeit besteht, z. B. für den Fall, dass vorhandene unter-

irdische Leitungen oder andere technische Gründe dies bei der Ausführung erfordern oder um unbeab-

sichtigte Härten zu vermeiden.  

Für die durch Planzeichen und textlichen Festsetzungen festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen 

sind standortgerechte und vorwiegend heimische Arten in den festgelegten Mindestpflanzqualitäten zu 

verwenden, um einen guten Anwuchserfolg der Pflanzungen zu erzielen und eine gewisse optische Quali-

tät zu erreichen. 
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Zudem wurde festgelegt, dass pro Baum ein spartenfreier, durchwurzelbarer Pflanzraum von 12 m³ vorzu-

sehen ist oder auch überdeckte Pflanzflächen z.B. mit Baumrosten möglich sind. So zum Beispiel, wenn in 

dem Bereich eine Überfahrbarkeit durch Fahrzeuge ermöglicht werden soll. 

Damit sich die neugepflanzten Bäume entsprechend dem Begrünungsziel entwickeln und lange ihre Funk-

tion erfüllen können, wird für die Neupflanzung die Umsetzung des Regelwerkes „FLL- Empfehlung für 

Baumpflanzungen Teil 2: Standortvorbereitungen für Neupflanzungen; Pflanzgruben und Wurzelraumer-

weiterung, Bauweisen und Substrate“ festgesetzt. 

Für das am Ortseingang liegende Bauwerk wurde festgesetzt, dass die Fassaden zu einem Anteil von 

mindestens 70% der Wandflächen mit Pflanzen in standortgerechter Auswahl zu begrünen sind, um die 

Wandflächen, die über die Bepflanzung in Erscheinung treten, zu einem großen Teil zusätzlich zu begrü-

nen. So soll ein weicherer Übergang in die freie Landschaft geschaffen werden.  

Damit Lärmschutzwände und Stützwände nicht zu massiv wirken und zur zusätzlichen Eingrünung, sind 

diese zu einem Anteil von mindestens 60% der Wandfläche mit Kletter- oder Rankpflanzen zu begrünen.  

Um eine zeitnahe Eingrünung zu gewährleisten haben alle Pflanzungen und Ansaaten nach Herstellung 

der Bezugsfertigkeit, spätestens innerhalb der darauffolgenden Vegetationsperiode zu erfolgen. 

Um die dauerhafte Eingrünung des Baugebietes zu gewährleisten, wird festgesetzt, dass die Pflanzungen 

zu pflegen und zu erhalten sind und bei Verlust oder Ausfall von Bäumen und Sträuchern zu ersetzen 

sind. Die Mindestpflanzqualität für Baum- und Strauchpflanzungen sind der Ziffer II 5.6 zu entnehmen. 

Wie allgemein im Stadtgebiet Erdings üblich, ist als Bestandteil des Bauantrages im Freistellungs- oder 

Baugenehmigungsverfahren ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 

 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen 

Entsprechend den Festlegungen des § 1a Abs. 3 BauGB ist für das Baugebiet die Eingriffsregelung anzu-

wenden. Es wird empfohlen hierfür den Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ (Bayeri-

sches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, 2021) anzuwenden. Die Ermittlung des Ausgleich-

serfordernisses ist umfassend in der Unterlage zur baurechtlichen Eingriffsregelung aufgeführt (siehe in 

Teil C: Unterlage zur baurechtlichen Eingriffsregelung). 

Ein Teil des Ausgleichs kann innerhalb des Geltungsbereichs auf der Ausgleichsfläche „A1“ umgesetzt 

werden. Der verbleibende Ausgleichbedarf von 111.900 Wertpunkten kann außerhalb des Geltungsberei-

ches umgesetzt werden. Die Sicherung der Flächen erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag. Die Flä-

chen werden zusätzlich für den artenschutzrechtlichen Ausgleich für das Rebhuhn genutzt. Ziel ist Ent-

wicklung von Ackerbrachen und artenreichem Extensivgrünland mit einzelnen Gehölzinseln. Die notwendi-

gen Pflegemaßnahmen sind in der Unterlage zur baurechtlichen Eingriffsregelung sowie im Umweltbericht 

dargestellt. 

Der Grünzug im Norden des Geltungsbereiches wird mit Festlegung einer Fläche für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und Entwicklung dauerhaft gesichert. Der bestehende Grünzug kann zusätzlich für die 

Umsetzung der vorgezogenen Maßnahme (sog. CEF-Maßnahme) M8 zur Errichtung einer Sperlingswand 

und der Kompensationsmaßnahme (sog. FCS-Maßnahme) M12 zur Errichtung eines Rauchschwalben-

hauses genutzt werden.  

Weiterhin wurde für den Geltungsbereich eine artenschutzrechtliche Prüfung (Naturschutzgutachter - Ro-

bert Mayer, Dipl.-Ing. (FH), Freising, Fassung vom 21.11.2022) durchgeführt. Danach werden für Rauch-

schwalbe und Rebhuhn Verbotstatbestände (Schädigungsverbot) erfüllt und für das Vorhaben eine Aus-
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nahmegenehmigung gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. Die entsprechenden Ausnahmevoraus-

setzungen wurden erarbeitet und geprüft und die Anträge bei der Regierung von Oberbayern eingereicht. 

Die Ausnahmegenehmigung wird von Seiten der Regierung In-Aussicht gestellt. 

Für die übrigen nachgewiesenen geschützten Arten werden unter Berücksichtigung von Vermeidungs-

maßnahmen und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (sog. CEF-Maßnahmen) keine artenschutzrechtli-

chen Verbote gemäß § 44 BNatSchG berührt.  

 Bauliche Gestaltung 

Im Geltungsbereich sind als Dachformen nur Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung 

von bis zu 5° (gemessen zur Waagerechten) zulässig. Dies entspricht sowohl den für das Gebiet vorlie-

genden Planungsvorstellungen als auch der in der Umgebung im Gewerbegebiet üblichen Dachform. Für 

untergeordnete Bauteile, wie insbesondere Vordächer und Oberlichtbänder, kann ausnahmsweise von der 

festgesetzten Dachform abgewichen werden, um hier praktischen und gestalterischen Lösungen nicht ent-

gegenzustehen. 

Flachdächer und flach geneigte Dächer sind aus klimatischen und gestalterischen Gründen zu mindestens 

50% der Dachfläche, mit einer Dachbegrünung oder mit Photovoltaikanlagen zu versehen. Die Vorschrift 

gilt nicht bei der Anordnung notwendiger technischer Anlagen oder wenn Regelwerke dies nicht zulassen. 

Bei der Dachbegrünung ist eine durchwurzelbare Mindestschichtdicke von 10 cm vorzusehen. 

Zur Klarstellung hinsichtlich der Anwendbarkeit wurde festgesetzt, dass die vorstehende Regelung auch 

für die Dachflächen sonstiger baulicher Anlagen wie oberirdische Garagen und Nebengebäude mit einer 

Fläche von jeweils mehr als 120 m² gilt. Hierzu wird auch die Dachfläche oder oberste Ebene der vorgese-

henen Parkpalette zählen. Möglich ist in diesem Zusammenhang dann eine Umsetzung entsprechend der 

getroffenen Festsetzung, dass die mindestens nachzuweisende Fläche auch auf nur einer oder mehreren 

baulichen Anlagen errichtet werden kann. Somit ist eine solche Fläche zu ermitteln und mittels eines Ge-

samtkonzepts die Umsetzung – möglicherweise mit einer wirtschaftlich effektiveren größeren Anlage – 

umzusetzen. 

Die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung dienen zum einen dazu, die im Plangebiet gegebenen be-

sonderen Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen umzusetzen, mit dem Ziel der Er-

haltung und Gestaltung eines an die umgebende Bestandsbebauung anknüpfenden, zusammenhängen-

den Ortsbildes. Aus gestalterischen Gründen sind Technikanlagen mit einer blickdichten Verkleidung ein-

zuhausen. Des Weiteren sind bei einer Dacheindeckung aus Zink, Kupfer oder Blei nur beschichtete Ma-

terialien zulässig. Um weiterhin eine Einbindung der Gebäude in das Ortsbild sicher zu stellen, ist die 

Farbgebung der Außenwände mit der Stadt Erding abzustimmen. Ein Farbkonzept ist zusammen mit dem 

Bauantrag vorzulegen. Ein Anstrich der Außenwände von Gebäuden mit roten bis violetten Farben oder 

mit Neonfarben ist aufgrund der auffälligen und grellen Wirkung unzulässig. 

 Einfriedungen 

Im Industriegebiet sind Einfriedungen als sockellose Maschendraht- oder Gitterzäune mit einer maximalen 

Höhe von 2,0 m zulässig. Hierdurch soll den unterschiedlichen Nutzungsanforderungen entsprochen wer-

den, übermäßige Höhenentwicklungen jedoch ausgeschlossen werden. Die Einfriedungen sind zum Erhalt 

einer stärkeren Durchgrünung zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin mit Schnitthecken in der Höhe der 

Einfriedung zu hinterpflanzen. Zur Gewährleistung der Durchlässigkeit für Kleintiere in den Freiflächen 

sind die Einfriedungen ohne Sockel herzustellen. Für Einfriedungen, die ausschließlich aus lebenden 

Pflanzen bestehen, wird keine Festsetzung zur Höhe getroffen. Hier gelten die Regelungen des Gesetzes 

zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs (AGBGB) speziell zu den Grenzabständen von Pflanzen 

(Art. 47 und Art. 48) 
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Wird eine besondere Sicherheitsrelevanz nachgewiesen, kann für die Einfriedung in diesen zu sichernden 

Bereichen ein bis zu 3,0 m hoher, sockelloser Maschendraht- oder Gitterzaun ohne Stacheldraht zugelas-

sen werden. 

 Werbeanlagen 

Werbeanlagen sollen das Ortsbild nicht beeinträchtigen. Daher wurden Festsetzungen zur Lage, Beschaf-

fenheit und Größe getroffen.  

Die notwendige Geschäfts- und Firmenwerbung soll als Aushängeschild und Werbeträger für die dort an-

sässigen Betriebe gesehen werden. Daher sollen Werbeanlagen dem Betrieb, für den sie werben, zuge-

ordnet sein und dementsprechend überwiegend innerhalb der Baufenster errichtet werden, um den Bezug 

zum Gebäude zu wahren. 

Für freistehende Werbeanlagen, wie beispielsweise Werbestelen oder Hinweistafeln, wird eine maximale 

Höhe von 2,8 m und maximale Breite (Ausdehnung in horizontaler Richtung) von 3,8 m (Euro-Format) 

festgelegt. 

Die Wahrnehmung der Werbeanlagen soll sich auf die Perspektive von Fußgängern, Radfahrern oder 

Fahrzeugen beziehen, die sich in einem innerörtlichen Umfeld bewegen. An der Wand angebrachte Wer-

beanlagen sind nur in einem maximal 2,0 m hohen lotrecht gemessenen Streifen, dessen Oberkante ma-

ximal 8,0 m über der Straßenoberkante liegen darf, zulässig und dürfen die Wandfläche nicht überragen. 

Mit diesen Festlegungen können Gebäude und Werbeanlagen in eine angemessene Rangfolge gebracht 

werden, damit die Gestaltung der Fassade des Gebäudes vordergründig zur Geltung kommt. Die Werbe-

anlage soll der Nutzung im Gebäude dienen und nicht dessen Ansicht dominieren.  

Um Hinweisschilder zur Orientierung und Lenkung des Verkehrs zu ermöglichen, dürfen Werbeanlagen 

außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen entlang des angrenzenden Straßenraums 

(Dachauer Straße) in einem Abstand von 2,0 m bis 4,5 m vom Fahrbahnrand in einer einheitlichen Größe 

von 1,2 m Breite (Ausdehnung in horizontaler Richtung) und maximal 5,0 m Höhe aufgestellt werden. 

Störende Werbeanlagen in Form von Lauflichtern und elektronischen Laufbändern mit Blink- und Sprung-

effekten sind, um eine Beeinträchtigung im Umfeld auszuschließen, im Geltungsbereich ausgeschlossen. 

Gleichmäßig und blendfrei beleuchtete Werbeelemente sowie angemessen dimensionierte Leuchtschrif-

ten können in der Dunkelheit eine ausreichende Aufmerksamkeit erzeugen. 

 Technische Infrastruktur 

Nebenanlagen, die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur 

Ableitung von Abwasser dienen, können nach § 14 Abs. 2 BauNVO in den Baugebieten als Ausnahmen 

zugelassen werden, damit z.B. Leitungen, zur Versorgung des Gebietes, verlegt werden können. 

Für Trafostationen ist bereits bekannt, dass sie an den im Plan gekennzeichneten Stellen erforderlich wer-

den können. Daher wurde festgelegt, dass an diesen Standorten Trafostationen allgemein zugelassen 

werden können. 

Die Entwässerung erfolgt gemäß der Satzung des Abwasserzweckverbandes Erdinger Moos. Die in den 

Hinweisen zum Bebauungsplan aufgeführten Maßgaben zu Niederschlagswasser und Erschließung sind 

zu beachten. 

 Kampfmittel 

In einer Ersteinschätzung und Stellungnahme zur Luftbildauswertung auf Basis der im Auftrag des AZV 

Erdinger Moos erstellte Kampfmittelbelastungskarte (KBK) durch die HRS – Kampfmittelerkundungs und -
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beratungs GmbH, Au i. d. Hallertau, vom 01. Feb. 2022 wurde festgestellt, dass für das Auswertegebiet 

(Gebiet nördlich der Dachauer Straße) und die Umgebung nach der KBK kein Kampfmittelverdacht be-

steht und eine Kampfmittelerkundung (KME) deshalb nicht erforderlich ist.  

Auf Grundlage der vorliegenden KBK sowie firmeneigener Unterlagen wird mit der Stellungnahme eine 

Kampfmittelfreigabe für das Auswertegebiet erteilt. Sie gilt vor allem im Hinblick auf mögliche Sprengbom-

benblindgänger. Einschränkend wird allerdings hinzugefügt, dass Zufallsfunde (i. d. R. Kleinmunition) nie 

ganz ausgeschlossen werden können. 

 Altlasten 

Für das Planungsgebiet liegt eine orientierende und detailliertere Altlastenuntersuchung sowie orientie-

rende Baugrundvoruntersuchung, erstellt durch die Sakosta GmbH, München, in der Fassung vom 

10.06.2022 vor. 

Ziel der Altlastenuntersuchungen war es zum einen den Nachweis zu erbringen, dass die geplante Nut-

zung möglich ist. Zum anderen wurden Befunde auch bodenschutzrechtlich im Hinblick auf den Wirkungs-

pfad Boden-Grundwasser bewertet. Weiteres Ziel war die abfalltechnische Bewertung des Bodenmateri-

als. 

Im Rahmen der vorliegenden Altlastenuntersuchungen wurden zwei verfüllte Lehmgruben untersucht. In 

den Auffüllungen wurden bodenschutzrechtlich relevante Schadstoffgehalte in der Originalsubstanz fest-

gestellt. Für die Bereiche außerhalb der Lehmgruben wurde keine Schutzgutgefährdung hinsichtlich des 

Wirkungspfades Boden-Grundwasser festgestellt. Hier sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

Dementsprechend wurden die beiden Bereiche der ehemaligen und aufgefüllten Gruben nach § 9 Abs. 5 

Nr. 3 BauGB als „Flächen deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind“ (Altlas-

tenverdachtsflächen) im Plan gekennzeichnet. Es wurde zudem zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen für diese Flächen festgesetzt, dass dort vorzufindende und nachgewiesene Altlasten vollstän-

dig zu entfernen und ordnungsgemäß zu entsorgen oder die darüber liegenden Oberflächen vollständig zu 

versiegeln sind. Entsprechende Nachweise hierfür sind der zuständigen Bodenschutzbehörde beim Land-

ratsamt Erding vorzulegen. 

Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädlichen Bodenverände-

rung oder Altlast ist nicht zugelassen. Gesammeltes Niederschlagswasser muss in verunreinigungsfreien 

Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. Alternativ ist ein Bodenaustausch bis zum nach-

weislich verunreinigungsfreien, sickerfähigen Horizont vorzunehmen. 

Sollten bei Aushubarbeiten – auch außerhalb der gekennzeichneten Altlastenflächen - organoleptische 

Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 

hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (LRA ED) zu benachrichtigen (Mittei-

lungspflicht gemäß Art. 1 und Art. 12 Abs. 2 des Bayerischen Bodenschutzgesetzes - BayBodSchG). 

 Immissionsschutz 

Die Geräuschsituation wurde in der schalltechnischen Untersuchung der Obermeyer Infrastruktur GmbH & 

Co. KG, Institut für Immissionsschutz und Technische Akustik, München, in einer ersten Fassung vom 

01.12.2022 untersucht. Diese wurde in Abstimmung mit der unteren Immissionsschutzbehörde mit Stand 

vom 06.04.2023 überarbeitet. 

Dabei wurden insbesondere auf die Gewerbelärmbelastung im Bebauungsplangebiet, auf den zusätzli-

chen künftigen Verkehrslärm, der bedingt durch das Bebauungsplangebiet auf die umliegenden Bestands-

bebauung einwirkt sowie auf die Untersuchung der Verkehrslärmbelastung im Bebauungsplangebiet ein-

gegangen. 
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Gewerbelärm 

Die zulässigen Immissionsrichtwerte für Industriegebiete der TA Lärm werden am Tag und in der Nacht an 

den Baugrenzen deutlich unterschritten.  

Mit dem Antrag auf Genehmigungsfreistellung bzw. mit dem Antrag auf Baugenehmigung / Nutzungsän-

derung ist von jedem anzusiedelnden Betrieb anhand eines schalltechnischen Gutachtens die Einhaltung 

der Bestimmungen der TA Lärm nachzuweisen. 

Beurteilung des zusätzlichen künftigen Verkehrslärms 

Bedingt durch das gestiegene Verkehrsaufkommen aufgrund des Bebauungsplans kommt es an den um-

liegenden Gebäuden zu keinen Pegelerhöhungen über 3 dB(A). An drei Gebäuden wird der Beurteilungs-

pegel von 60 dB(A) in der Nacht erstmals überschritten. Im Gebäude „Johann-Auer-Straße 5“ ist ein Hotel 

untergebracht. An der Südfassade dieses Gebäudes wird die Zumutbarkeitsschwelle der Lärmbelastung 

erreicht. Das Bestandsgebäude besitzt keine zur Straße hin ausgerichteten Fenster von Aufenthaltsräu-

men, lediglich die der Erschließungsflure. 

Straßenverkehrslärm aus bestehenden und geplanten Straßen 

Für das Bebauungsplangebiet wurde geprüft, ob durch den Straßenverkehrslärm aus den umliegenden 

Straßen die Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) an den Baugrenzen eingehal-

ten werden. Da für Industriegebiete keine Orientierungswerte in Beiblatt 1 zu DIN 18005 definiert sind, 

werden hilfsweise die Orientierungswerte für Gewerbegebiete herangezogen. 

Am Tag werden die Orientierungswerte an der südlichen Baugrenze der geplanten Gebäude um 1 dB(A) 

überschritten. In der schalltechnischen Untersuchung wird dementsprechend empfohlen, an den südlichen 

Fassaden weniger empfindliche Nutzungen (z.B. Büroräume) zu orientieren. In der Nacht werden die Ori-

entierungswerte der DIN 18005 an den Baugrenzen überall eingehalten. 

 Klimaschutz 

Nach § 1a Abs. 5 BauGB soll bei der Aufstellung von Bauleitplänen den Erfordernissen des Klimaschutzes 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpas-

sung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

Es wurden Festsetzungen für eine klimawirksame Gestaltung mit Maßnahmen zur Grünflächensicherung 

und zur Begrünung verknüpft, z. B. Festsetzungen zu den nicht überbauten Grundstücksflächen, Oberflä-

chengestaltung, Grünflächen, Dach- und Fassadenbegrünung sowie zu Baum- und Strauchpflanzungen. 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und des Sonnenlichts sind zugelassen. Photovoltaik ist auf ei-

nem festgelegten Anteil der Dachflächen zwingend vorzusehen. 

 Denkmalschutz 

Nördlich des Plangebietes gelegen und hineinragend, befindet sich das vom Bayerischen Landesamt für 

Denkmalpflege verzeichnete Bodendenkmal mit der Denkmalnummer D-1-7637-0408 „Siedlung der Bron-

zezeit und der Urnenfelderzeit“. 

Östlich gelegen und geringfügig in die Dachauer Straße hineinragend befindet sich das ebenfalls verzeich-

nete Bodendenkmal mit der Denkmalnummer D-1-7637-0360 „Körpergräber des Spät- oder Endneolithi-

kums, Siedlung der frühen Bronzezeit, Siedlung und Brandgräberfeld der Urnenfelderzeit, Siedlung und 

Herrenhof der Hallstattzeit, Siedlung und Bestattungen der Latènezeit, Siedlung der römischen Kaiserzeit 

und Körpergräber der späten römischen Kaiserzeit sowie Siedlung des frühen Mittelalters.“ 
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Abbildung 5: Ausschnitt Bayerischer Denkmalatlas, Bau- und Bodendenkmäler, Stand Juli 2023 

Eingriffe in die Bodendenkmäler können grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Daher sind Boden-

eingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmaß zu beschränken. Zudem ist darauf hinzuweisen, 

dass für Grabungen oder Erdarbeiten eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG not-

wendig ist. 

 Städtebauliche Entwicklung durch Maßnahmen der Innenentwicklung 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenent-

wicklung erfolgen. Dies mit den Zielsetzungen der Stärkung der Innenbereiche, der Vermeidung der Neu-

inanspruchnahme von Flächen auf der „Grünen Wiese“ und der Wahrung und Stärkung der Urbanität und 

der Attraktivität von Städten und Gemeinden. 

Der vorliegende Bebauungsplan umfasst bereits teilweise bebaute Flächen. Bisherige landwirtschaftliche 

Flächen werden zur Abrundung in Anspruch genommen. Ein Ortsrand mittels Eingrünung wird definiert. 

 Flächenbilanz 

Flächennutzung Flächengröße 

Industriegebiet 34.077 m² 

Private Grünflächen  7.622 m² 

Öffentliche Grünfläche 6.976 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg 1.966 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Verkehrsgrün 1.294 m² 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 6.225 m² 

Summe (Größe Geltungsbereich) 58.160 m² 

  

D-1-7637-0360 

D-1-7637-0408 

D-1-7637-0039 
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Teil B: Umweltbericht (gesonderte Fassung) 

 


